
 

 

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil  

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
13. Februar 2014 

 

 

Az: B 4 AS 22/13 R 
 
L 19 AS 727/11 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 14 AS 2096/10 (SG Cottbus) 
 
 
 
…………………….., 
 
 
 Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Oberspreewald-Lausitz, 
Adolfstraße 1-3, 01968 Senftenberg, 
 
 Beklagter und Revisionsbeklagter. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

13. Februar 2014 durch den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie 

die Richterinnen   S.  K n i c k r e h m    und   B e h r e n d    sowie die ehrenamtliche 

Richterin   S a c h s e    und den ehrenamtlichen Richter   N a z a r e k  

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg 

vom 26. März 2013 wird zurückgewiesen. 

 

Die Beteiligten haben einander auch für das Revisionsverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist die Überprüfung und Rücknahme aller Bescheide über die Gewährung, Aufhebung 

und Erstattung von Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende für den Zeitraum seit 

Januar 2006. 

 

Der 1973 geborene Kläger bezog seit Januar 2005 Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-

suchende. Auf den Antrag des anwaltlich vertretenen Klägers vom 28.7.2010, sämtliche be-

standskräftige Bescheide seit dem 1.1.2006 "auf ihre Rechtmäßigkeit" zu überprüfen, forderte 

der Beklagte ihn unter Fristsetzung bis zum 15.8.2010 auf, eine detaillierte Aufstellung der 

angefochtenen Bescheide vorzulegen. Eine Überprüfung des Sachverhaltes werde ansonsten 

nicht vorgenommen. Nachdem keine Reaktion erfolgt war, lehnte der Beklagte eine Prüfung der 

Bescheide ab (Bescheid vom 16.8.2010; Widerspruchsbescheid vom 11.10.2010). 

 

Im sozialgerichtlichen Verfahren hat der Kläger vorgetragen, in den Bewilligungsbescheiden 

vom 23.11.2005, 12.6.2006, 14.12.2006, 29.5.2007, 26.11.2007, 2.6.2008 und 24.11.2008 seien 

die Kosten für Unterkunft und Heizung falsch ermittelt, der Beklagte habe den Abzug der Kosten 

für die Warmwasseraufbereitung unrichtig vorgenommen. Im August 2006 müsse eine Nachfor-

derung aus einer Betriebskostenabrechnung in Höhe von 108,36 Euro berücksichtigt werden. 

Gleiches gelte für die Betriebskostenabrechnungen für das Jahr 2006 (Bescheid vom 22.6.2007) 

und für das Jahr 2007 (Bescheid vom 8.5.2008). Der Beklagte habe jeweils einen zu geringen 

Betrag berücksichtigt. 

 

Das SG hat die Klage teilweise als unzulässig zurückgewiesen, im Übrigen als unbegründet 

abgewiesen (Urteil vom 15.3.2011). Soweit die Klagebegründung einen erneuten Überprüfungs-

antrag beinhalte, fehle es an einem ordnungsgemäßen Vorverfahren. Im Übrigen handele es 

sich bei der in § 44 SGB X vorgesehenen Korrekturmöglichkeit um eine Einzelfallprüfung. Ein 

"globaler" Überprüfungsantrag werde von der Norm nicht erfasst. 

 

Das LSG hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen (Urteil vom 26.3.2013). Zur Begründung 

seiner Entscheidung hat es ausgeführt, der Kläger habe keinen Anspruch auf eine schranken- 

und voraussetzungslose Sach- und Rechtsprüfung der seit Januar 2006 erlassenen Bescheide. 

Aus dem Wortlaut und der Systematik ergebe sich, dass jeweils nur ein Anspruch auf Überprü-

fung einzelner Verwaltungsentscheidungen, nicht auf ein ggf umfangreiches Verwaltungshan-

deln über einen mehrjährigen Zeitraum bestehe. Für den Bereich des SGB II habe der Gesetz-

geber die Bedeutung der Rechtssicherheit mit Wirkung zum 1.4.2011 weiter hervorgehoben und 

durch eine Ergänzung in § 40 Abs 1 S 2 SGB II die Rückwirkung auf ein Jahr begrenzt. Zudem 

werde das Leistungsverhältnis Bürger - Behörde im Bereich des SGB II schon materiell-recht-

lich, dh aufgrund des Gegenstandes und des Normprogramms, durch Veränderungen in der 
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Lebenswirklichkeit der Betreffenden ungleich mehr als im Sozialrecht sonst üblich geprägt. Im 

Interesse einer funktionsfähigen Verwaltung erfahre § 44 SGB X daher im SGB II eine Ein-

schränkung. Unter Beachtung dieser Grundsätze folge aus dem Antrag des Klägers keine 

Pflicht zur Überprüfung von Bescheiden in der Sache, weil er diese bis zum Abschluss des Wi-

derspruchsverfahrens nicht benannt habe. Soweit er mit seiner Klagebegründung die zu über-

prüfenden Bescheide des Beklagten und Gründe für die aus seiner Sicht rechtswidrigen Rege-

lungen benannt habe, sei zwar bei der Beurteilung von Bescheiden im Überprüfungsverfahren 

bei einer zulässigen Anfechtungs- und Verpflichtungsklage der für die Beurteilung der Sach- und 

Rechtslage maßgebliche Zeitpunkt derjenige der letzten mündlichen Verhandlung der Tat-

sacheninstanz. Hänge das Überprüfungsbegehren aber von Mitwirkungsobliegenheiten im Ver-

waltungsverfahren ab, seien Gerichte nicht verpflichtet, auf die Nachholung der schon be-

stehenden Mitwirkungsobliegenheit die nunmehr konkret benannten Bescheide erstmals zu 

überprüfen. 

 

Mit seiner Revision macht der Kläger geltend, es sei kein plausibler Grund dafür ersichtlich, 

warum eine Überprüfung "sämtlicher" erlassener Bescheide des Beklagten nur dann möglich 

sein solle, wenn der Antragsteller diese nochmals aufliste. Da der Überprüfungsantrag aus-

schließlich auf eine fehlerhafte Rechtsanwendung gestützt worden sei, bedürfe es keiner weite-

ren Darlegungen. 

 

Der Kläger beantragt,  

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 26. März 2013 aufzuheben, 

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 15. März 2011 abzuändern und den Beklagten 

unter Aufhebung des Bescheides vom 16. August 2010 in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheides vom 11. Oktober 2010 zu verpflichten, die Bescheide vom 23. November 

2005, 12. Juni 2006, 14. Dezember 2006, 29. Mai 2007, 22. Juni 2007, 26. November 

2007, 8. Mai 2008, 2. Juni 2008 und 24. November 2008 teilweise zurückzunehmen und 

dem Kläger für die in den Bescheiden geregelten Bewilligungszeiträume höhere Leistun-

gen nach dem SGB II zu gewähren. 

 

Der Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Er bezieht sich auf das angefochtene Urteil. 

 

 

II 

 

Die Revision ist zulässig, jedoch unbegründet. 
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1. Streitgegenstand ist die Gewährung höherer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

im Zeitraum vom 1.1.2006 bis 30.6.2009, als dies durch die im Antrag bezeichneten Bescheide 

des Beklagten geschehen ist. Richtige Klageart ist hier eine kombinierte Anfechtungs-, Ver-

pflichtungs- und Leistungsklage (zuletzt BSG Urteil vom 12.12.2013 - B 4 AS 17/13 R - SozR 

4-1500 § 192 Nr 2 RdNr 4; BSG Urteil vom 28.2.2013 - B 8 SO 4/12 R - RdNr 9; vgl auch 

Baumeister in juris-PK SGB X, § 44 RdNr 154, Stand 4/2013; Steinwedel in Kasseler Kommen-

tar, § 44 SGB X RdNr 30, Stand 09/2013 mwN; Waschull in LPK-SGB X, 3. Aufl 2011, § 44 

RdNr 59; aA in einem obiter dictum: BSGE 97, 54 = SozR 4-2700 § 8 Nr 18, jeweils RdNr 9; 

wohl auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, 

Kap IV RdNr 76). Der Kläger begehrt mit der Anfechtungsklage die Aufhebung des - die Über-

prüfung der zuvor benannten Bescheide ablehnenden - Verwaltungsakts vom 16.8.2010 in der 

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.10.2010. Die Verpflichtungsklage ist auf die Er-

teilung eines Bescheids durch den Beklagen gerichtet, mit dem dieser die begehrte Änderung 

der bezeichneten Bewilligungsbescheide bewirkt. Mit der Leistungsklage beantragt er die Er-

bringung höherer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts im streitigen Zeitraum. 

 

2. Der Beklagte hat es hier rechtlich zutreffend abgelehnt, eine inhaltliche Überprüfung der be-

nannten Verwaltungsakte nach § 44 SGB X vorzunehmen. Es mangelt bereits an einem hin-

reichend objektiv konkretisierbaren Antrag im Sinne dieser Vorschrift.  

 

a) Nach § 40 Abs 1 S 1 SGB II iVm § 44 Abs 1 S 1 SGB X ist der Verwaltungsakt, auch nach-

dem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die Vergangenheit zurückzunehmen, soweit 

sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt 

oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und soweit 

deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden sind. Erfolgt die Überprüfung auf-

grund eines Antrags des Leistungsberechtigten, löst dieser Antrag zwar grundsätzlich eine Prüf-

pflicht des Leistungsträgers aus. Der Antrag bestimmt jedoch zugleich auch den Umfang des 

Prüfauftrags der Verwaltung im Hinblick darauf, ob bei Erlass des Verwaltungsakts das Recht 

unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen worden ist. Aufgrund 

oder aus Anlass des Antrags muss sich der Verwaltung im Einzelfall objektiv erschließen, aus 

welchem Grund - Rechtsfehler und/oder falsche Sachverhaltsgrundlage - nach Auffassung des 

Leistungsberechtigten eine Überprüfung erfolgen soll. Dazu muss der Antrag konkretisierbar 

sein, dh entweder aus dem Antrag selbst - ggf nach Auslegung - oder aus einer Antwort des Lei-

stungsberechtigten aufgrund konkreter Nachfrage des Sozialleistungsträgers muss der Umfang 

des Prüfauftrags für die Verwaltung bis zum Abschluss des Widerspruchsverfahrens erkennbar 

werden. Ist dies nicht der Fall, ist der Sozialleistungsträger berechtigt, von einer inhaltlichen 

Prüfung dieses Antrags abzusehen. Diese Begrenzung des Prüfauftrags der Verwaltung wird 

durch den Wortlaut, die Gesetzesbegründung sowie den Sinn und Zweck des § 44 SGB X ge-

stützt. 
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b) Nach dem Wortlaut von § 44 Abs 1 S 1 SGB X soll "im Einzelfall" eine Rücknahme eines 

rechtswidrigen Verwaltungsaktes - sei es ein rechtswidriger belastender Verwaltungsakt, mit 

dem Leistungen ganz oder teilweise abgelehnt worden sind, sei es ein Rückforderungsbescheid 

(vgl Voelzke/Hahn, SGb 2012, 685, mwN) - erfolgen. Hieraus hat der erkennende Senat ge-

schlossen, dass dann, wenn nicht ein einzelner oder mehrere konkrete, ihrer Zahl nach be-

stimmbare Verfügungssätze von Verwaltungsakten, sondern das Verwaltungshandeln - ohne 

jede Differenzierung - insgesamt zur Überprüfung durch die Verwaltung gestellt wird, keine 

Prüfung im Einzelfall begehrt wird. Trotz des Vorliegen eines "Antrags" löst ein solches Begeh-

ren bereits nach dem Wortlaut der Vorschrift noch keine inhaltliche Prüfpflicht des Soziallei-

stungsträgers aus (BSG Beschluss vom 14.3.2012 - B 4 AS 239/11 B - juris-RdNr 6). 

 

c) Eine Entbindung von der inhaltlichen Prüfung setzt allerdings voraus, dass der Sozial-

leistungsträger "den Einzelfall", also die konkreten Inhalte eines bestimmten Bescheides, die zur 

Überprüfung gestellt werden sollen, bei objektiver Betrachtung nicht ermitteln kann. Ein Prüf-

anliegen "im Einzelfall" ist daher zu bejahen, wenn entweder eine bestimmte Fragestellung tat-

sächlicher oder rechtlicher Natur oder eine konkrete Verwaltungsentscheidung benannt wird. 

Auch bei einem Antrag nach § 44 SGB X hat die Verwaltung den Untersuchungsgrundsatz des 

§ 20 SGB X zu beachten. Insofern kann es - je nach den konkreten Umständen der Antragstel-

lung - erforderlich sein, dass der Träger auf eine Konkretisierung des Überprüfungsbegehrens 

durch den Leistungsberechtigten iS des § 21 Abs 2 S 1 SGB X hinwirkt. In welchem Umfang der 

Leistungsträger seiner Amtsermittlungspflicht nachzukommen hat, beurteilt sich jedoch nach 

Lage des Einzelfalls. Als Kriterium für den Umfang der Amtsermittlungspflicht des SGB II-Trä-

gers ist beispielsweise zu berücksichtigen, ob der Leistungsberechtigte (mit juristischem Sach-

verstand) vertreten oder unvertreten ist oder ob sich aus vorangegangenen Kontakten zwischen 

ihm und der Verwaltung Anhaltspunkte für das Begehren des Antragstellers ergeben. Auch kann 

von Bedeutung sein, in welchem Gesamtkontext ein Überprüfungsantrag gestellt wird. 

Wenn - jedoch wie im vorliegenden Fall - auch auf Nachfrage des SGB II-Trägers bei dem 

Rechtsanwalt der Antragstellerin keine Angaben gemacht werden, die eine Konkretisierung für 

den Einzelfall ermöglichen, sondern weiter pauschal auf die Überprüfung sämtlicher Bescheide 

verwiesen wird, ist der Sozialleistungsträger objektiv nicht in der Lage, seinen Prüfauftrag zu be-

stimmen. In diesem Sinne wird auch in dem Entwurf zur Begründung des § 42 SGB X (heute 

§ 44 SGB X) darauf hingewiesen, Voraussetzung für die Rücknahme solle sein, dass der Be-

hörde im Einzelfall die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes bekannt werde (BT-Drucks 

8/2034, S 34). Der Sozialleistungsträger muss also zumindest in die Lage versetzt werden, be-

stimmen zu können, welcher Verwaltungsakt rechtswidrig sein könnte. Dies war hier bis zur 

Erteilung des Widerspruchsbescheides nicht der Fall.  

 

d) Es genügt nicht, wenn der Leistungsberechtigte - wie hier - eine Nachbesserung des bis da-

hin unbestimmten und nicht objektiv konkretisierbaren Antrags erst im Klageverfahren vornimmt. 

Für die Beurteilung, ob die formellen Erfordernisse eines solchen Antrags vorliegen, der über-

haupt erst eine Prüfpflicht des Leistungsträgers auslöst, ist auf die zum Zeitpunkt der letzten 
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Verwaltungsentscheidung zu diesem Überprüfungsantrag vorgetragenen tatsächlichen und/oder 

rechtlichen Anhaltspunkte abzustellen.  

 

Soweit das LSG mit Hinweis auf eine Entscheidung des 5. Senats des BSG (Urteil vom 

25.1.2011 - B 5 R 47/10 R - RdNr 12) für die Bestimmung des maßgeblichen Zeitpunkts zur 

Beurteilung der Sach- und Rechtslage im Überprüfungsverfahren im Ansatz davon ausgegan-

gen ist, dass dies derjenige der letzten mündlichen Verhandlung sei, handelte es sich bei der 

Entscheidung des 5. Senats um eine andere Ausgangslage. In dem dortigen Verfahren war 

umstritten, ob konkrete "Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden" sind. Ob diese ne-

ben der Antragsstellung zu beachtende (weitere) Rücknahmevoraussetzung erfüllt ist, kann sich 

nach der materiellen Rechtslage richten, die im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung über 

die Rechtmäßigkeit der Überprüfungsentscheidung gilt. Insofern ist neues Recht und auch erst-

maliges Vorbringen der Beteiligten im Klageverfahren hierzu nach der Entscheidung des 

5. Senats des BSG zu berücksichtigen, wenn das neue Recht das streitige Rechtsverhältnis 

nach seinem Geltungswillen "mit Rückwirkung" erfassen soll. Vorliegend fehlt es jedoch bereits 

an der vorrangig zu prüfenden verfahrensrechtlichen Voraussetzung für ein (Wieder)Aufleben 

("Ingangbringen") der Prüfverpflichtung des Sozialleistungsträgers nach § 44 SGB X. 

 

e) Ohne Bedeutung für die hier behandelte Fallgestaltung des nicht einzelfallbezogenen Antrags 

ist es, dass nach der Rechtsprechung des 4. Senats des BSG eine Einschränkung im Verfahren 

nach § 44 SGB X unter Rückgriff auf § 51 Abs 1 VwVfG vorgenommen werden darf mit der 

Folge einer gestuften Prüfungsverpflichtung bei einem "unrichtigen Sachverhalt" (BSGE 88, 75 

= SozR 3-2200 § 1265 Nr 20). Nicht einschlägig ist hier auch die Rechtsprechung des 9. Senats 

des BSG, der eine Prüfpflicht nur dann annehmen will, wenn Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit 

des der früheren Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhalts vorhanden sind (BSGE 63, 33 

= SozR 1300 § 44 Nr 33). Wird das Verwaltungshandeln umfassend zur Überprüfung gestellt, 

mangelt es bereits an einem konkreten Anlass zum Eintritt in die zuvor aufgezeigten 

"Prüfstadien". Bereits auf der davor liegenden Stufe fehlt es an Hinweisen, wie sich der 

Prüfumfang bestimmen soll, wenn - wie hier - auch auf Nachfrage bei dem Leistungsberechtig-

ten keine weiteren Angaben gemacht werden. Gleiches gilt, wenn sich die Rechtswidrigkeit aus 

einer unrichtigen Anwendung des Rechts ergeben soll. Nach Auffassung des 2. Senats des 

BSG soll zwar im Zugunstenverfahren nach § 44 SGB X auch ohne neues Vorbringen des An-

tragstellers immer eine Prüfverpflichtung bestehen, ob bei Erlass des bindend gewordenen Ver-

waltungsakts das Recht unrichtig angewandt wurde (BSGE 97, 54 = SozR 4-2700 § 8 Nr 18, 

RdNr 12). Dies setzt jedoch voraus, dass die Verwaltung überhaupt "einzelfallbezogen" erken-

nen kann, welcher Bescheid zu überprüfen ist. Ansonsten kann sie bereits den Gegenstand der 

Prüfung nicht bestimmen und nicht dem Sinn und Zweck des § 44 SGB X entsprechend han-

deln. 

 

f) Ziel des § 44 SGB X ist es, die Konfliktsituation zwischen der Bindungswirkung eines rechts-

widrigen Verwaltungsaktes und der materiellen Gerechtigkeit zu Gunsten letzterer aufzulösen 

17 

18 

19 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 - 

 

 

 

(BSG SozR 3-1300 § 44 Nr 24, juris-RdNr 16; Merten in Hauck/Noftz, SGB X, K § 44 RdNr 2, 

Stand XII/12; Schütze in von Wulffen/Schütze, SGB X, 8. Aufl 2013, § 44 RdNr 2, vor 44-49, 

RdNr 1; Steinwedel in Kasseler Kommentar Sozialversicherungsrecht, § 44 SGB X RdNr 2, 

Stand IX/2013; Waschull in LPK-SGB X, 3. Aufl 2011, vor §§ 44-51 RdNr 13; vgl auch 

Voelzke/Hahn, SGb 2012, 685). Eine Konfliktlösung in diesem Sinne ist der Verwaltung jedoch 

nur möglich, wenn ihr "der Konflikt" bekannt ist. Insoweit besteht kein Unterschied zwischen der 

Situation der Einleitung eines Überprüfungsverfahrens durch einen Antrag des Leistungsberech-

tigten oder der Verpflichtung der Verwaltung zur Überprüfung von Amts wegen (§ 44 Abs 3 S 2 

und 3 SGB X). Der Maßstab zur Bestimmung des Prüfumfangs ist gleich. Im Rahmen der Über-

prüfung von Amts wegen ist die Verwaltung nach ständiger Rechtsprechung des BSG nicht ver-

pflichtet, die Akten von sich aus auf Rücknahmemöglichkeiten durchzuarbeiten. Es müssen sich 

vielmehr konkret in der Bearbeitung eines Falles Anhaltspunkte für eine Aufhebung ergeben (vgl 

BSG Urteil vom 2.10.2008 - B 9 VH 1/07 R - juris-RdNr 48; BSG SozR 3-4100 § 119 Nr 23, juris-

RdNr 24 f; s auch Baumeister in jurisPK-SGB X, § 44 SGB X, RdNr 133, Stand 4/2013; Schütze 

in von Wulffen/Schütze, SGB X, 8. Aufl 2013, § 44 RdNr 39; Steinwedel in Kasseler Kommentar, 

§ 44 SGB X, RdNr 24, Stand IX/2013). Anderenfalls würde der Verwaltung die Verpflichtung 

auferlegt, ihr bindend gewordenes Verwaltungshandeln "ins Blaue hinein" zu überprüfen. Auch 

bei einer Überprüfung auf Antrag ist die Verwaltung daher nicht gehalten, die Akten von Amts 

wegen durchzuarbeiten, um eine mögliche Rechtswidrigkeit aufzudecken. Sie kann sich viel-

mehr - in einer Situation wie der vorliegenden - unter dem Hinweis auf fehlende Anhaltspunkte 

für eine Rechtswidrigkeit nicht näher bezeichneter Ausgangsbescheide darauf stützen, es sei 

nicht erkennbar, dass das Recht unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen Sachverhalt 

ausgegangen worden sei und die erneute inhaltliche Prüfung ablehnen. Damit wird sowohl der 

materiellen Gerechtigkeit als auch der Bindungswirkung Rechnung getragen, ohne die mate-

rielle Gerechtigkeit durch eine Zugunstenentscheidung für den Leistungsberechtigten im Ein-

zelfall hinter die Bindungswirkung zurücktreten zu lassen. 

 

g) Unerheblich für die Bestimmung des Umfangs der Prüfpflicht des Leistungsträgers ist hin-

gegen, dass es sich hier um einen Antrag auf Überprüfung eines Bescheides aus dem Leis-

tungsbereich des SGB II handelt. Die den dortigen Leistungsvoraussetzungen geschuldete Häu-

figkeit der Änderungen der Leistungshöhe und der damit verbundenen erneuten Bescheidertei-

lung bilden keinen Anlass von anderen Sozialleistungsbereichen abweichende Maßstäbe für die 

Voraussetzungen der Überprüfung einer Verwaltungsentscheidung nach § 44 SGB X aufzustel-

len. § 40 Abs 1 SGB II enthält nur eine Begrenzung hinsichtlich der rückwirkenden Erbringung 

von SGB II-Leistungen nach § 44 Abs 4 SGB X, nicht jedoch abweichende Grundsätze für die 

vorangehenden Prüfungsschritte des § 44 SGB X (vgl in diesem Zusammenhang auch BSGE 

106, 155 = SozR 4-4200 § 22 Nr 36). 

 

3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG.  
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